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6. Da die Tochter somit unterstiitzungsbediirftig sind, konnen sie heim-
geschafft werden, sofern die iibrigen Voraussetzungen von Art. 13, Abs. 1, des
Konkordates erfullt sind. Allerdings miissen bei Minderjahrigen, wie das Departe-
ment friither entschieden hat (vgl. Armenpfleger, Entscheide 1938, S. 57 und 58),
die Griinde des Art. 13, Abs. 1, in besonderem MaBe vorliegen, und die Jugend-
lichen fur sie als verantwortlich angesehen werden konnen. Das trifft bei den
beiden Schwestern G. zu.

Ihr Verhalten ist in héchstem Grade liederlich. Sie sind vollig verwahrlost
und sexuell in erschreckendem MaBe auf Abwege geraten. Zudem suchen sie sich
behérdlichen Mafnahmen hartnickig durch Fluchtversuche zu entziehen. DaB sie
dafiir nicht verantwortlich gemacht werden kénnten, wird nicht eingewendet und
ist nach den Umsténden nicht anzunehmen. Vielmehr liBt die im Verhalten sich
offenbarende Frithreife auf das Gegenteil schlieBen. Allerdings hat die mangel-
hafte elterliche Erziehung, vielleicht auch das spiite Eingreifen der Vormund-
schaftsbehdrde, die Entwicklung der Dinge begiinstigt. Doch kann dies die Ver-
antwortlichkeit der beiden Médchen nicht ausschlieBen. Ihr Verhalten ist in beson-
derem MaBe schuldhaft.

Samtliche Voraussetzungen fiir die AuBerkonkordatstellung sind deshalb in
bezug auf die beiden Tochter M. und G. G. erfiillt. Insoweit muB der Rekurs
abgewiesen werden.

Awus diesen Griinden hat das Departement entschieden.:

1. Der Rekurs wird, soweit er sich auf die Heimschaffung des D. G. bezieht,
geschiitzt. Der BeschluB des Regierungsrates des Kantons Ziirich wird in bezug
auf D. G. aufgehoben.

2. Im tibrigen wird der Rekurs abgewiesen. Die Unterstiitzungsfille M. und
G. G. sind auBer Konkordat zu behandeln.

.B. Entscheide kantonaler Behirden.

21. Unterstiitzungspflicht von Verwandten. Soweit Einkommen und Vermigen der
Eltern ihren eigenen Notbedarf iiberschreiten, haben sie daraus fir die Kinder
Unierstiitzungsbeitrige zu leisten, und diese Unterstiitzungspflicht hort erst auf, soweit
die Eltern dadurch selbst in Not geraten wiirden ; im Rahmen dieser Pflicht ist
notigenfalls die Vermdgenssubstanz anzugreifen. — Berechnung des zumutbaren
Vermogensverbrauches.

Der Regierungsstatthalter von W. hat am 24. Mirz 1949 H. G.-S., geb. 1884,
von L., Pflugschmied, verurteilt, der Direktion des Fiirsorgewesens des Kantons
Bern ab 1. Januar 1949 einen monatlichen Beitrag von Fr.40.— an die Unter-
stiitzung seines Sohnes H. G.-H., geb. 1910, in N. (ZH), zu leisten. Diesen Ent-
scheid hat die Direktion des Fiirsorgewesens, welche einen Beitrag von Fr. 100.—
monatlich verlangt hatte, rechtzeitig weitergezogen. Sie beantragt, der vom
Beklagten zu leistende Beitrag sei auf Fr. 60.— monatlich zu erhéhen. Der Be-
klagte beantragt Bestitigung des erstinstanzlichen Entscheides.

Der Regierungsrat erwdigt:

Die Unterstiitzungsbediirftigkeit des nahezu erblindeten Sohnes H. G. und
die grundsitzliche Unterstiitzungspflicht des Beklagten sind unbestritten. (Die
Unterstiitzung der fiinfképfigen Familie G.-H. betrigt durchschnittlich Fr. 330.—
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im Monat.) Streitig ist nur das MaBl der Leistung, welche den Verhiltnissen des
Beklagten angemessen ist (Art. 329, Abs. 1 ZGB).

Hierbei ist entscheidend, daB Eltern ihre Kinder gemil stindiger Recht-
sprechung auch dann zu unterstiitzen haben, wenn sie sich zur Erfiillung dieser
Pflicht in ihren eigenen Bediirfnissen wesentlich einschrinken miissen. Die Unter-
stiittzungspflicht der Eltern hort erst auf, soweit diese dadurch selber in Not
geraten wiirden. Soweit Einkommen und Vermdgen des Unterstiitzungspflich-
tigen seinen eigenen Not- und Zwangsbedarf iibersteigen, hat er daraus seine
Unterstiitzungsbeitrage zu leisten. In diesem Rahmen ist ihm namentlich zuzu-
muten, notigenfalls auch die Substanz seines Vermégens anzugreifen (vgl. Ent-
acheidungen des Bundesgerichts, Bd. 58 II, S. 331 und 59 11, S. 4, sowie ,,Ent-
scheide” zum ,,Armenpfleger 1948, S. 15 und 1949, S. 33).

Der Beklagte besitzt nach seinen eigenen Angaben ein Vermégen von
Fr. 100 000.— in Liegenschaften und Wertschriften, und er will ein jahrliches
Erwerbs- und Kapitaleinkommen von zusammen Fr.1300.— erzielen. Dieser
Betrag erscheint als unglaubwiirdig klein, auch wenn man beriicksichtigt, daB der
Beklagte sich infolge einer frithern Armverletzung nur noch fiir beschrankt arbeits-
fahig halt und wohl tatsdchlich seine Erwerbstatigkeit als selbstandiger Pflug-
schmied eingeschriankt hat. Immerhin erhebt die Rekurrentin gegen die Ein-
kommensberechnung keine Einwénde. Zur Berechnung des zumutbaren jihrlichen
Vermogensverbrauchs ist entgegen der Auffassung der Vorinstanz das Vermégen
des Unterstiitzungspflichtigen doch nach denselben Grundsitzen in Einkommen
umzuwandeln, wie es zur Berechnung von Ubergangsrenten bei der Alters- und
Hinterlassenenversicherung geschieht. Zur Sicherheit wird jedoch dem Unter-
stiitzungspflichtigen eine gegeniiber den Angaben in den Piccardschen Lebens-
erwartungstafeln wesentlich erhéhte Lebenserwartung zugebilligt (vgl. ,,Ent-
scheide’* zum ,,Armenpfleger’’ 1949, S. 34). In diesem Sinne ist fiir den Beklagten
eine Lebenserwartung von 20 Jahren anzunehmen (Piccard 12,2 Jahre) und ist
ihm ein jahrlicher Vermogensverbrauch von 1/, = Fr. 5000.— zuzumuten.

Bei der Beurteilung der Beitragsfahigkeit des Beklagten ist somit davon aus-
zugehen, dafl diesem jahrlich ein ,,Einkommen‘‘ aus Erwerb, Vermdgen und
Vermogensverbrauch von Fr. 6300.— oder monatlich Fr. 525.— zur Verfiigung
steht. Der durchschnittliche Not- und Zwangsbedarf fir den Beklagten und seine
Ehefrau wird von der Rekurrentin mit Fr. 360.— angegeben. Der Beklagte erhebt
gegen diesen Betrag keine Einwendungen. Da er nach dem oben Gesagten grund-
sitzlich sein Einkommen, soweit es den Not- und Zwangsbedarf iibersteigt —
Fr. 165.— monatlich —, zur Unterstiitzung des bediirftigen Sohnes verwenden
miiflte, erscheint der von der Rekurrentin geforderte Beitrag von Fr. 60.— an
die Unterstiitzungskosten von Fr. 330.— durchaus als angemessen. Es ist dabei
einerseits beriicksichtigt, dafl das Erwerbseinkommen des Beklagten sicher héher
ist als die Rekurrentin angenommen hat; anderseits, dall dem Beklagten in den
letzten Jahren iiberdurchschnittliche Arztkosten entstanden sind, und daB er die
Familie des unterstiitzten Sohnes alljahrlich wihrend einiger Tage unentgeltlich
bei sich verpflegt. Das Vermogen und sein Ertrag werden natiirlich zuriickgehen,
wenn der Beklagte es in dem berechneten MaBle angreifen mufl. Der Beklagte wird
daher eine Neufestsetzung des Beitrages verlangen kénnen, sobald die Berech-
nungsgrundlagen sich wesentlich geindert haben. Zur Zeit aber ist das Begehren
der Rekurrentin begriindet und ist ihr Rekurs gutzuheillen.

Der Beklagte trigt als unterliegende Partei die Kosten des oberinstanzlichen
Verfahrens. (Entscheid des Regierungsrates des Kantons Bern vom 17. Juni 1949.)



	B. Entscheide kantonaler Behörden

